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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
204. Sitzung am 17. April 1959 beschlossen hat, hinsichtlich der 
vom Deutschen Bundestag am 18. März 1959 verabschiedeten 

Bundesrechtsanwaltsordnung 
— Drucksachen 120, 778, 878 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Kaisen 


Bonn, den 17. April 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 2. April 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Kaisen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zur 
Bundesrechtsanwaltsordnung 


1. Die Bestimmungen der Regierungsvorlage über 
den Anwärterdienst sind wiederherzustellen. 

Begründung 

Eine besondere Vorbereitung auf die selbständige 
Ausübung des Berufs des Rechtsanwalts ist im 
Interesse der Rechtspflege und der Rechtsuchen- 
den notwendig. Die im Gesetzesbeschluß des 
Bundestages vom 18. März 1959 gestrichenen und 
geänderten Bestimmungen der Regierungsvorlage 
(BR-Drucksache Nr. 461/57 — BT-Drucksache 120) 
über den Anwärterdienst sollten deshalb wieder- 
hergestellt werden. 

Zur Verwirklichung dieses Zieles müßten 

a) die §§ 6 bis 17, §§ 72, 129, 130 Abs. 2 und 
§ 206 der Regierungsvorlage in den Gesetzes- 
beschluß des Bundestages an entsprechender 
Stelle wieder eingefügt werden; 

b) bei folgenden Bestimmungen des Gesetzes- 
beschlusses die Fassung der Regierungsvor- 
lage wiederhergestellt bzw. inhaltlich über- 
nommen werden: 

1. § 7 Nr. 3 des Gesetzesbeschlusses: § 19 
Nr. 3 der Regierungsvorlage, 

2. § 11 Abs. 3 des Gesetzesbeschlusses: § 23 
Abs. 3 der Regierungsvorlage, 

3. § 21 Abs. 3 des Gesetzesbeschlusses: § 33 
Abs. 3 der Regierungsvorlage, 

4. § 53 Abs. 4 des Gesetzesbeschlusses: § 65 
Abs. 4 der Regierungsvorlage, 

5. § 140 Abs. 1 des Gesetzesbeschlusses: 
§ 154 Abs. 1 der Regierungsvorlage, 

6. § 206 des Gesetzesbeschlusses: § 221 der 
Regierungsvorlage. 


2. Zu § 7 Nr. 6 

§ 7 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 

„6. wenn der Bewerber die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung in strafbarer Weise 
bekämpft oder wenn die Besorgnis begrün- 
det ist, er werde als Rechtsanwalt die Aus- 
übung der Rechtspflege oder die Interessen 
der Rechtsuchenden gefährden;" 

Begründung 

§ 19 Nr, 6 der Regierungsvorlage enthält nicht 
nur die sogenannte politische Klausel, sondern 
auch zwei weitere Tatbestände, auf die nicht ver- 
zichtet werden sollte, weil auf diese Weise auch 
ein nicht schuldhaftes Verhalten, das nicht unter 
§ 7 Nr. 5 fällt, berücksichtigt werden kann. 


3. Zu § 17 Abs. 2 und 3 

In § 17 Abs. 2 und 3 sind folgende Änderungen 
vorzunehmen: 

a) In § 17 Abs. 2 und 3 sind die Worte „Der Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer" zu ersetzen 
durch die Worte „Die Landesjustizverwal- 
tung"; 

b) § 17 Abs. 2 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Sie hat vorher den Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer zu hören."; 

c) In § 17 Abs. 3 Satz 1 und 2 ist das Wort „er" 
zu ersetzen durch das Wort „sie". 

Begründung 

Die Rechtsanwaltskammer kann einem Rechts- 
anwalt, der ihr nicht mehr angehört, eine Erlaub- 
nis weder erteilen noch eine erteilte Erlaubnis 
widerrufen, Die in den Absätzen 2 und 3 vor- 
gesehenen Befugnisse müssen deshalb der Lan- 
desjustizverwaltung Vorbehalten bleiben. 

4. Zu § 28 

In § 28 sind folgende Änderungen vorzunehmen: 

a) In § 28 Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „Der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer" zu er- 
setzen durch die Worte „Die Landesjustizver- 
waltung" ; 

b) § 28 Abs. 1 ist folgender Satz 3 anzufügen: 

„Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer ist 
vorher zu hören."; 

c) § 28 Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Vor dem Widerruf sind der Rechtsanwalt 
und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören." 

Begründung 

Bei den hier zu treffenden Entscheidungen ste- 
hen die Interessen einer geordneten Rechtspflege 
im Vordergrund. Es erscheint deshalb geboten, 
daß diese Entscheidungen von der Landesjustiz- 
verwaltung getroffen werden. Den Interessen 
der Anwaltschaft wird durch die vorgeschriebene 
Anhörung hinreichend Rechnung getragen. 

5. Zu §29 

In § 29 sind folgende Änderungen vorzunehmen: 

a) In § 29 Abs. 1 sind die Worte „der Vorstand 
der Rechtsanwaltskammer" zu ersetzen durch 
die Worte „die Landesjustizverwaltung"; 

b) § 29 Abs. 1 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer ist 
vorher zu hören." ; 
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c) § 29 Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Vor dem Widerruf sind der Rechtsanwalt 
und der Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
zu hören." 

Begründung 

Wie zu § 28 (vgl. oben Nr. 4). 

6. Zu § 55 

§ 55 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Ist ein Rechtsanwalt verstorben, so kann 
die Landesjustizverwaltung einen Rechtsanwalt 
oder eine andere Person, welche die Befähigung 
zum Richteramt erlangt hat, zum Abwickler der 
Kanzlei bestellen. Vor der Bestellung ist der Vor- 
stand der Rechtsanwaltskammer zu hören. Der 
Abwickler soll höchstens auf die Dauer eines 
Jahres bestellt werden." 

Begründung 

In den Gebieten des Anwaltsnotariats wird der 
Abwickler häufig gleichzeitig zum Notarverweser 
bestellt. Es erscheint deshalb dringend erwünscht, 
daß die Entscheidung für beide Fälle von der 
gleichen Stelle, nämlich von der Landesjustizver- 
waltung, getroffen wird. 

7. Zu § 215 

§ 215 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach § 60 bilden grundsätzlich die Rechtsanwälte 
eines Oberlandesgerichtsbezirks eine Rechts- 
anwaltskammer. Da den Rechtsanwaltskammern 
weitgehend öffentliche Verwaltungsaufgaben 
übertragen sind, ist die Entscheidung über die 
Bildung einer weiteren Rechtsanwaltskammer in 
§ 61 mit Recht der Landesjustizverwaltung über- 
tragen worden. Demgegenüber ist die Landes- 
justizverwaltung in § 215 völlig ausgeschaltet; 
die Entscheidung über das Bestehenbleiben einer 
weiteren Rechtsanwaltskammer wird hier allein 
den Rechtsanwälten eines Teils des Oberlandes- 
gerichtsbezirks übertragen. 

Für § 215 besteht kein Bedürfnis. Die Frage des 
Bestehenbleibens der Rechtsanwaltskammern, 
deren Sitz sich nicht am Sitz eines Oberlandes- 
gerichts befindet, kann in entsprechender An- 
wendung von § 61 entschieden werden. 

8. Zu § 218 

§ 218 ist durch folgende Absätze 4 und 5 zu er- 
gänzen: 

„ (4) An die Stelle einer im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes zulässigen Anfech- 
tung ehrengerichtlicher Entscheidungen vor den 
Verwaltungsgerichten tritt unbeschadet der Vor- 
schrift des Absatzes 2 die Berufung an den Ehren- 
gerichtshof für Rechtsanwälte. Sie ist nur zu- 
lässig, wenn sie innerhalb von drei Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingelegt 
wird. 


(5) Anfechtungsverfahren, die vor den Verwal- 
tungsgerichten anhängig sind, gehen in der Lage, 
in der sie sich befinden, auf den Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte über. Auf das Verfahren fin- 
den die Vorschriften über die Berufung (§ 143 
Abs. 4 und § 144) Anwendung." 

Begründung 

Da die Entscheidung der Ehrengerichte in der 
ehemals britischen Zone nach der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts als Verwaltungs- 
akte anzusehen sind, ist damit zu rechnen, daß 
auch nach Inkrafttreten der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung derartige Entscheidungen noch in erheb- 
lichem Umfange anfechtbar sein werden, zumal 
die Ehrengerichte im allgemeinen keine entspre- 
chende Rechtsmittelbelehrung erteilt haben. Für 
diese Fälle ist eine Übergangsregelung unent- 
behrlich, die zugleich eine Ausschlußfrist für die 
Anfechtung vorsieht. 

9. Zu § 226 

§ 226 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 226 

Gleichzeitige Zulassung 
bei dem Land- und Oberlandesgericht 

(1) Die bei den Landgerichten Augsburg, 
Bamberg, Braunschweig, Bremen, Frankenthal, 
Hamburg, Kaiserslautern, München I, Nürnberg, 
Oldenburg und Zweibrücken zugelassenen Rechts- 
anwälte, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zugleich bei dem übergeordneten Oberlandes- 
gericht zugelassen sind, behalten diese gleich- 
zeitige Zulassung. 

(2) Die bei den Landgerichten Bremen und 
Hamburg zugelassenen Rechtsanwälte sind auf 
ihren Antrag zugleich bei dem übergeordneten 
Oberlandesgericht zuzulassen. 

(3) In dein Land Bayern können die bei einem 
Landgericht zugelassenen Rechtsanwälte, an des- 
sen Sitz sich das übergeordnete Oberlandes- 
gericht oder ein auswärtiger Senat dieses Ober- 
landesgerichts befindet, auf ihren Antrag zu- 
gleich bei dem übergeordneten Oberlandes- 
gericht zugelassen werden, sofern sie an dem 
Sitz des Landgerichts ihre Kanzlei haben. § 20 
Abs. 1 Nr. 4 gilt entsprechend. 

(4) Für den Oberlandesgerichtsbezirk Braun- 
schweig gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) Ein bei dem Landgericht Frankenthal zuge- 
lassener Rechtsanwalt kann auf seinen Antrag 
zugleich bei dem übergeordneten Oberlandes- 
gericht zugelassen werden, wenn die Landes- 
justizverwaltung nach gutachtlicher Anhörung 
des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer lest- 
stellt, daß eine gleichzeitige Zulassung einer ge- 
ordneten Rechtspflege dienlich ist. 

(6) In dem Land Baden-Württemberg kann 
durch Landesgesetz innerhalb von drei Jahren, 
gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes an, die gleichzeitige Zulassung von 
Rechtsanwälten bei den Land- und Oberlandes- 
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gerichten abweichend von § 25 geregelt werden, 
um den besonderen Verhältnissen in diesem Ge- 
biet Rechnung zu tragen. Bis zum Inkrafttreten 
dieser Regelung, längstens jedoch bis zum Ab- 
lauf von drei Jahren nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes, gelten die in dem Bezirk des Ober- 
landesgerichts Stuttgart und die bei den Land- 
gerichten in Heidelberg, Karlsruhe, Mannheim 
und Mosbach zugelassenen und neu zuzulassen- 
den Rechtsanwälte auch als bei dem übergeord- 
neten Oberlandesgericht zugelassen. 

(7) Für das Land Berlin und das Saarland gel- 
ten bis auf weiteres die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2 entsprechend. 11 

Begründung 

Die vom Bundestag beschlossene Einschränkung 
der ausnahmsweisen Simultanzulassung trägt den 
berechtigten Anliegen der betroffenen Länder 
und der historischen Entwicklung nicht Rech- 
nung. Wegen der Einzelheiten wird auf die Be- 
gründung zu § 240 der Regierungsvorlage in BT- 


Drucksache 120 Anlage 1, S. 123 und 124 ver- 
wiesen. 

Zu Absatz 4 

Auch im OLG-Bezirk Braunschweig muß die seit 
jeher bestehende Simultanzulassung aufrechter- 
halten bleiben, da der Bezirk zu klein ist — er 
umfaßt nur ein Landgericht — , um eine Singular- 
zulassung beim OLG durchzuführen. 

Zu Absatz 6 

Satz 1 entspricht im wesentlichen der Regierungs- 
vorlage. 

In § 240 Abs. 5 der Regierungsvorlage war es 
offengeblieben, wie sich die Rechtslage der bei 
einem Landgericht zugelassenen Rechtsanwälte, 
die zugleich vor dem Oberlandesgericht auftreten 
können, nach dem Inkrafttreten der Bundesrechts- 
anwaltsordnung gestalten wird. Es ist geboten, 
den gegenwärtigen Rechtszustand bis zum In- 
krafttreten der landesrechtlichen Regelung auf- 
rechtzuerhalten. 
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